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Bekanntmachung 

über die Auslegung der Planunterlagen im Planfeststellungsverfahren für

das Bauvorhaben K 9332 östlich Wiesenburg 1. Bauabschnitt; 

2. Teilabschnitt Winterschadensbeseitigung und Instandsetzung NK 5341 017 Stat. 0.906 bis NK 5341 017 Stat. 1.398 und 2. Bauabschnitt Hochwasserbeseitigung 
NK 5341 017 Stat. 0.000 bis NK 5341 017 Stat. 0.383
(Geschäftszeichen: C32-0522/837)
Das Landratsamt Zwickau hat für das genannte Bauvorhaben die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens gemäß § 39 Sächsisches Straßengesetz (SächsStrG) i. V. m. § 1 Abs. 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfG) und §§ 72 bis 77 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) beantragt. 
Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden Grundstücke der Gemeinde Langenweißbach (Gemarkungen Langenbach, Weißbach) und der Stadt Wildenfels (Gemarkungen Wiesenburg, Schönau) beansprucht.
K 9332 östlich Wiesenburg, 1. BA, 2. TA Winterschadensbeseitigung und Instandsetzung, und 2. Bauabschnitt, Hochwasserschadensbeseitigung

Über die gesamte Baulänge weist die Decke der Fahrbahn der K 9332 vielfältige, durch Umwelteinflüsse und nicht ausreichende Tragfähigkeit hervorgerufene Verschleißerscheinungen, Verformungen und Flickstellen auf, welche zur Gefährdung der Verkehrsteilnehmer führen. Die Fahrbahnränder sind verdrückt und instabil. Die Standsicherheit und Dauerhaftigkeit der Straße nicht gegeben und es ist dringend eine Instandsetzung erforderlich. Verschlissene Entwässerungseinrichtungen beschleunigen die weitere Zerstörung. 
Alle Bauwerke im Baubereich weisen ebenfalls erhebliche Mängel auf:

1. BA, 2.TA – Durchlass Amselbach BW 5341 828

Es handelt sich um ein Gewölbe aus Ziegelmauerwerk mit darüber liegender Auffüllung und Fahrbahnaufbau. Der vorhandene Durchlass weist Schäden an den Auflagern sowie am Ein- und Auslauf auf. Die Standsicherheit ist gefährdet. Zudem fehlen die Kappen am Ein- und Auslauf.

1. BA, 2.TA – BW 849 Stützwand Wiesenburg

Die Stützwand verläuft parallel zur K 9332. Es handelt sich um eine Schwergewichtswand, bestehend aus einem Schichtenmauerwerk mit Granitsteinen. Die vorhandene Stützwand weist Schäden vielfältige Schäden auf. Die Standsicherheit ist gefährdet. Zudem fehlt auf der Wandkrone die Kappe.

2. BA - Stützmauer BW 677

Die Stützwand verläuft parallel zur K 9332. Es ist eine Schwergewichtswand, bestehend aus Schichtenmauerwerk aus Granit. Durch das Hochwasserereignis im Juni 2013 wurde die Stützwand entlang der Zwickauer Mulde erheblich geschädigt. Es kam durch die anhaltende Überflutung der Stützmauer zur Hinterfeuchtung des Bauwerks, verbunden mit Ausbrüchen des Mauerwerks sowie der Entstehung von Hohlräumen. Die Funktion als Sicherung des Straßendamms ist nicht mehr gewährleistet. Im angrenzenden Böschungsbereich befinden sich mehrere Bäume, die aus dieser Stützmauer wachsen. In diesen Bäumen kann sich Treibgut verfangen. Die Bäume könnten entwurzelt werden und die Mauer zerstören. Dies hätte den vollständigen Verlust der Standsicherheit der Stützmauer zur Folge. Außerdem fehlen Kappe und Geländer. Die vorhandenen Schutzeinrichtungen entlang der Stützwand entsprechen nicht mehr den aktuellen Erfordernissen.

2. BA - Stützmauer BW 679

Durch das Hochwasserereignis im Juni 2013 wurde die Stützwand entlang der Zwickauer Mulde erheblich geschädigt. Insbesondere kam es durch die weggespülte Vorlagebefestigung zur Unterspülungen der Mauer und einer Hinterfeuchtung des Bauwerks. Die vorhandene Stützwand weist erhebliche Schäden in den Fugen und besonders an den Raumfugen auf. Es gibt Ausbrüche an der Betonoberfläche. Die Gründung der Wand wurde als nicht ausreichend standsicher und frostsicher erkundet. Es gibt starke Auskolkungen im Fundamentbereich, sodass der Gründungshorizont z.T. über der Gewässersohle liegt. Dauerhaft wird es zu weiteren Auskolkungen kommen, die die Standsicherheit weiter verringert. Die statische Nachrechnung ergab, die Stützmauer rechnerisch nicht standsicher ist.

2. BA - Durchlass Goldbach BW 827

Der Durchlass wurde durch das Hochwasserereignis 2013 geschädigt. Mehrere Fugen im Natursteinmauerwerk der Widerlager (Kämpfer) sind in der Wasserwechselzone ausgewaschen. Auch am Ziegelgewölbe und an den Flügelwänden gibt es Fugen- und Steinschäden. Am Bauwerksanfang fehlt die Sohlbefestigung flächendeckend und im Auslaufbereich sind vereinzelt Steine in der Sohlbefestigung locker. Eine Schadensausbreitung oder eventuelle Folgeschäden an weiteren Bauteilen des Bauwerkes können nicht ausgeschlossen werden.

Die flussseitige steile Straßenböschung der K 9332 reicht bis unmittelbar an die Zwickauer Mulde heran. Diese wurden schon früher durch Stützmauern stabilisiert. Beim Starkregenereignis im Juni 2013 waren Erosionserscheinungen an Teilen der talseitigen Böschungen und vor allem in den Stützbauwerken sowie in den Bachdurchlässen des Gold- und Amselbaches zu verzeichnen. Infolge dessen ist die Standsicherheit nicht mehr gewährleistet. Für die Baumaßnahme wurde eine Bauplanung erarbeitet. Die Voruntersuchungen erfolgten im Hinblick auf die Einhaltung der anerkannten Regeln der Technik, wobei aufgrund der besonderen Lage am FFH-Gebiet "Muldental bei Aue" bereits Vermeidungsmaßnahmen hinsichtlich der Umweltauswirkungen vorgesehen wurden.

Geplant ist außerdem die Winterschadensbeseitigung und Instandsetzung der K 9332 östlich von Wiesenburg von NK 5341 017, Stat. 0,906 (Gemarkungsgrenze Wiesenburg/Weißbach) bis NK 5341 017, Stat. 1,398 (Bahnübergang am Ortseingang Weißbach). Diese Maßnahme ist Teil der Gesamtmaßnahme K 9332 NK 5341 017, Stat. 0,000 (S 282) und NK 5341 017, Stat. 1,398 (Bahnübergang am Ortseingang Weißbach), die in insgesamt 3 Abschnitten (1. BA/ 1. TA, 1. BA/ 2. TA und 2. BA) realisiert werden soll. Der Abschnitt 1. BA/1. TA von NK 5341 017, Stat. 0,383 (Ende der Stützmauer an der Zwickauer Mulde) bis NK 5341 017, Stat. 0,906 (Gemarkungsgrenze Wiesenburg/ Weißbach) wurde bereits 2015 fertiggestellt.

Für das Vorhaben besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gem. § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Nr. 2, Anlage 1 Nr. 2 c des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Freistaat Sachsen (SächsUVPG). 
Der Vorhabenträger hat die entscheidungserheblichen Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens vorgelegt, die Bestandteil der nachfolgend aufgeführten Auslegungsunterlagen sind:
	Unterlage
	Bezeichnung der Unterlage
	Maßstab
	Bl. Nr.

	Teil A
	Vorhabensbeschreibung
	
	

	1
	Erläuterungsbericht

UVP- Bericht
	
	S. 1 – 53

S. 1 – 50

	Teil B
	Planteil
	
	

	3
	Übersichtslageplan
	1 : 500
	Bl. 1

	5.1
	Lageplan 1.BA, 2.TA
	1 : 500
	Bl. 1, 2

	5.2
	Lageplan 2.BA
	1 : 5.000
	Bl. 1

	6.1
	Höhenplan 1.BA, 2.TA
	1 : 500/ 50
	Bl. 1

	6.2
	Höhenplan 2.BA
	1 : 500/ 50
	Bl. 1

	9


	Landschaftspflegerische Maßnahmen


	
	

	9.1


	Maßnahmenübersichtslageplan


	1 : 2.000


	Bl. 1



	9.2


	Lageplan der landschaftspflegerischen Maßnahmen


	1 : 1.000
	Bl. 1 - 3



	9.3


	Maßnahmenblätter


	
	S. 1 - 49



	9.4
	Tabellarische Gegenüberstellung von Eingriff und Kompensation
	
	S. 1 - 4

	10.1
	Grunderwerb- 1.BA, 2.TA

Grunderwerbsplan

Grunderwerbsverzeichnis
	 1 : 500 


	Bl. 1 

S. 1 - 2 



	10.2
	Grunderwerb- 2.BA

Grunderwerbsplan

Grunderwerbsverzeichnis
	1 : 500
	Bl. 1

S. 1 - 2

	11.1
	Regelungsverzeichnis- 1.BA, 2.TA
	
	S. 1 - 12

	11.2
	Regelungsverzeichnis- 2.BA
	
	S. 1 - 11

	14.1


	Regelquerschnitte- 1.BA, 2.TA


	1 : 50


	Bl. 1



	14.2


	Regelquerschnitte - 2.BA


	1 : 50
	Bl. 1

	15.1.1
	Bauwerkspläne- 1.BA, 2.TA

Durchlass Amselbach - BW 5341 828 Bau-km 0+936,25

Stützwand BW 5341 849 Bau-km 0+929,50 bis 1+022,08

Rohrdurchlass Bau-km 1+051,75
	1:100/50/10 

1:100/50/25/10

1:100/50/10 


	Bl. 1

Bl. 2

Bl. 3

	15.2.2
	Statische Berechnung- 2.BA

	
	

	15.3
	Regeldetail Buhnen
	1 : 100
	Bl. 1

	18

18.1

18.2

18.3

18.4

18.5
	Wassertechnische Untersuchungen

Hydrodynamische 2-D Simulation

Längsschnitt Straße mit HQ- Linien

Querprofile Gewässer

Bemessung der Entwässerungseinrichtungen

Daten für Wasserbuch
	1: 500/ 500

1: 200
	Bl. 1, 2

Bl. 1, 2, 3, 4

S. 1 - 2

S. 1 - 8

	19

19.1

19.2

19.3

19.4

19.5
	Umweltfachliche Untersuchung

Landschaftspflegerische Begleitplanung

Artenschutzfachbeitrag

FFH- Verträglichkeitsprüfung

Bestand und Konflikte

Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)
	
	

	20.1
	Bodenuntersuchungen- 1.BA, 2.TA
	
	

	20.2
	Bodenuntersuchungen- 2.BA
	
	


Die ausgelegten Planunterlagen enthalten die nach § 16 Abs. 1 UVPG notwendigen Unterlagen für die Umweltverträglichkeitsprüfung. Die hiermit eingeleitete Anhörung zu den Planunterlagen § 39 Abs. 3 Satz 2 SächsStrG i. V. m. § 73 Abs. 3 bis 5 VwVfG stellt zugleich die Beteiligung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen nach § 18 Abs. 1 UVPG dar.

Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt in der Zeit 
vom 2. März 2020 bis einschließlich 1. April 2020
in der Stadtverwaltung Wildenfels, Beratungsraum (UG rechts), Poststraße 26 in 08134 Wildenfels, während der Dienststunden





	Montag
	09:00 - 12:00 Uhr 

	Dienstag
	09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 18:00 Uhr

	Donnerstag
	09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 17:00 Uhr

	Freitag
	09:00 - 12:00 Uhr


in der Gemeindeverwaltung Langenweißbach, im Zimmer 6, Hauptstraße 52 in 08134 Langenweißbach, während der Dienststunden
	Montag
	09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 15:00 Uhr

	Dienstag
	09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 18:00 Uhr

	Donnerstag
	09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 15:00 Uhr

	Freitag
	09:00 - 12:00 Uhr


zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 
Der Inhalt der vorliegenden Bekanntmachung nach § 19 Absatz 1 UVPG und der nach § 19 Absatz 2 UVPG auszulegenden Unterlagen werden im UVP-Portal unter https://www.uvp-verbund.de/ zugänglich gemacht. Das UVP-Portal entspricht den Anforderungen des § 27a Verwaltungsverfahrensgesetz – VwVfG. Darüber hinaus sind die entscheidungserheblichen Unterlagen gemäß den Bestimmungen des sächsischen Umweltinformationsgesetzes vom 1. Juni 2006 (SächsGVBl. S. 146), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Oktober 2016 (SächsGVBl S. 507) geändert worden ist, in der Landesdirektion Sachsen, Referat 32 C, Altchemnitzer Straße 41, 09120 Chemnitz, auf Antrag zugänglich.

1. Jeder kann bis  spätestens  einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 4. Mai 2020 bei der Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Chemnitz, Altchemnitzer Straße 41 in 09120 Chemnitz, bei der Stadtverwaltung Wildenfels, Poststraße 26 in 08134 Wildenfels sowie bei der Gemeindeverwaltung Langenweißbach, Hauptstraße 52 in 08134 Langenweißbach, Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur Niederschrift erheben bzw. sich äußern. 
Einwendungen können auch elektronisch, aber nur mit einer qualifizierten elektronischen Signatur unter der E-Mail-Adresse post@lds.sachsen.de erhoben werden; Einwendungen, die nur elektronisch übermittelt werden (z. B. „einfache“ E-Mail ohne qualifizierte elektronische Signatur), sind grundsätzlich unwirksam. Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. 
Nach Ablauf dieser Äußerungsfrist sind für das Verfahren über die Zulässigkeit des Vorhabens alle Äußerungen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, für dieses Verwaltungsverfahren ausgeschlossen, § 21 Abs. 4 Satz 1 UVPG. Die Äußerungsfrist gilt auch für solche Einwendungen, die sich nicht auf die Umweltauswirkungen des Vorhabens beziehen, § 21 Abs. 5 UVPG. Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist für das Verwaltungsverfahren ebenfalls ausgeschlossen (§ 39 Abs. 3 Satz 2 SächsStrG in Verbindung mit § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG).
Bei Einwendungen bzw. Äußerungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet  oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Anderenfalls können diese Einwendungen bzw. Äußerungen unberücksichtigt bleiben (§ 17 Abs. 2 VwVfG).

2.
Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen den Planfeststellungsbeschluss einzulegen, werden hiermit entsprechend von der Auslegung des vollständigen Plans benachrichtigt. Sie können innerhalb der in Nr. 1 genannten Frist Stellungnahmen zu dem Plan abgeben bzw. sich äußern.
3.
Nach § 18 Abs. 1 Satz 4 UVPG in Verbindung mit § 73 Abs. 6 VwVfG ist für Äußerungen nach § 21 UVPG ein Erörterungstermin durchzuführen. Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen Stellungnahmen und Einwendungen verzichten (§ 39 Abs. 4 SächsStrG).
Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt gemacht werden. 

Ferner werden diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben, Äußerungen vorgebracht oder Stellungnahmen abgegeben haben, von dem Termin gesondert benachrichtigt. Bei gleichförmigen Einwendungen gilt diese Regelung für den Vertreter (§ 17 VwVfG in Verbindung mit § 1 Satz 1 des Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG)). 

Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet.

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.
4.
Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen, Vorbringen von Äußerungen oder Abgabe von Stellungnahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht erstattet.

5.
Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

6.
Über die Äußerungen, Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde (Landesdirektion Sachsen) entschieden. Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben oder sich geäußert haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

7.
Vom Beginn der Auslegung des Planes treten die Anbaubeschränkungen nach § 24 SächsStrG und die Veränderungssperre nach § 40 SächsStrG in Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem Träger der Straßenbaulast ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 40 Abs. 1 Satz 3 SächsStrG). 
8.
Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen,
a. dass die für das Verfahren und die für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens zuständige Behörde die Landesdirektion Sachsen ist,
b. dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschieden werden wird,
c. dass weitere relevante Informationen zu dem Planfeststellungsverfahren bei der Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Chemnitz, erhältlich sind und bei ihr Äußerungen und Fragen bis zum 4. Mai 2020 eingereicht werden können.
Bei der Abgabe von Stellungnahmen und Äußerungen oder der Erhebung von Einwendungen seitens der Beteiligten werden zum Zwecke der Durchführung dieses Planfeststellungsverfahrens Daten erhoben. Diese Daten werden von der Landesdirektion Sachsen in Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß den geltenden Bestimmungen zum Datenschutz verarbeitet. Die entsprechenden datenschutzrechtlichen Informationen nach Art. 13 Abs. 1 und 2 sowie Art. 14 Abs. 1 und 2 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) sind unter https://www.lds.sachsen.de/Datenschutz einsehbar.

